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Ungenügende Entfluchtungskapazität 

Für das größte deutsche Großprojekt beruht das Brandschutzkonzept auf viel zu niedrigen 
Annahmen für die Zahl der zu evakuierenden Personen: 

1. Die für die Evakuierung angesetzte Personenzahl basiert auf Regionalverkehrszügen mit 7 
Doppelstockwaggons, die wegen der geplanten Steigungen den Bahnhof gar nicht befah-
ren können (Abb. 4).65,6 Auf diese Zahl beruft sich auch ausdrücklich die Bundesregie-
rung.66 Es ist beachtenswert, dass der Brandschutz des größten deutschen Großprojekts 
auf vollkommen falscher Grundlage beruht. 

2. Tatsächlich geplant sind kürzere Züge mit 5 Doppelstockwaggons,33 die häufig in Doppel-
belegungen hintereinander auf demselben Bahnsteiggleis halten67. Dann ergeben sich 
aber an diesem Bahnsteig 50 % mehr zu evakuierende Personen als bisher angesetzt. Das 
bedeutet auch entsprechend mehr Zeitbedarf für die Evakuierung, die jedoch laut den Si-
mulationen zur Entfluchtung68 nur mit der aktuellen geringeren Personenzahl knapp gelingt. 
Der Bahnhof wird für hunderte Reisende zur Todesfalle!69 

Entweder müssten die Halte in Doppelbelegung vom Eisenbahn-Bundesamt verboten werden 
oder aber die Zahl der zu evakuierenden Personen müsste anderthalb Mal höher angesetzt 
werden. Andererseits, ohne die Doppelbelegungen ist die geforderte Kapazität schon prinzipiell 
nicht erreichbar. Das heißt, Stuttgart 21 steht ganz grundsätzlich vor der Alternative: Entweder 
fehlt dem Projekt der Brandschutz oder die Kapazität. Schon deshalb müsste der Bau sofort 
gestoppt werden. 

 

Abb. 4: Falsche Zugkonfiguration angesetzt: Tatsächlich 50 % längere Entfluchtungszeit. 
Die im Brandschutzkonzept von Stuttgart 21 pro Bahnsteig angesetzten 2 Züge mit 7 Waggons 
können aufgrund der Steigungen den Stuttgarter Tiefbahnhof nicht befahren. Der Brandschutz 
des größten deutschen Großprojekts basiert somit auf unzutreffenden Annahmen. Wenn wie 
geplant in Doppelbelegungen 4 (kürzere) Züge an einem Bahnsteig halten, sind tatsächlich 
gemäß der EBA-Formel 50 % mehr Reisende zu evakuieren, was entsprechend länger dauert. 
S21 wird zur Todesfalle! 
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Kosten-Täuschung zu Finanzierungsvertrag und Schlichtung 

Der Finanzierungsvertrag zu Stuttgart 21 vom April 2009 wurde unter falschen Voraussetzungen 
geschlossen.87 Die Deutsche Bahn AG hatte ihr Wissen um höhere Kosten verschwiegen. Die 
überfällige Kostenerhöhung auf rund 5 Mrd. Euro wurde zum Ende des Jahres, als die Kündi-
gungsfrist auslief, durch nicht gedeckte "Einsparpotenziale" von rund 900 Mio. Euro auf 4,1 Mrd. 
Euro schöngerechnet. Die tatsächlichen Kosten von rund 5 Mrd. Euro gingen damals sowohl aus 
den Detailplanungen der Bahn, als auch aus unabhängigen Berechnungen des Bundesrech-
nungshofes und der Landesregierung Baden-Württemberg hervor. Letztere hat ihr besseres 
Wissen um den gesprengten Kostendeckel insbesondere auch vor den anderen Finanzierungs-
partnern bewusst zurückgehalten. Die Finanzierung von Stuttgart 21 begründet damit den Ver-
dacht der Untreue an öffentlichen Geldern auch durch die Schädigung der Aktionäre der Deut-
schen Bahn AG. 

In der Schlichtung 2010 waren diese Kosten von drei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, Märki-
sche Revision, PricewaterhouseCoopers (PwC) und Susat und Partner plausibilisiert worden.88 
Die letzteren zwei sind Auftragnehmerinnen der DB AG und haben in ihren Darstellungen in der 
"Schlichtung" deutlich für diese Partei ergriffen. Sie lieferten lediglich eine Plausibilitätsprüfung 
von Angaben der Bahn, die Grunddaten wurden nicht geprüft. Methodisch unhaltbar wurden 
Chancen ganz und Risiken gar nicht in die Bewertung übernommen, die notwendige Methoden-
Diskussion dazu wurde von Schlichter Dr. Geißler verhindert. Auf dieser Basis lieferte die 
Schlichtung keine belastbare Prüfung der Kosten, aber es konnte aufgeklärt werden, dass die 
Einsparpotenziale top-down, also nicht von Fachplanungsseite substantiiert worden waren. 

Der Weiterbau ist nicht zu rechtfertigen, weder 2013 noch heute 

Die Zustimmung des DB-Aufsichtsrats zum Weiterbau von Stuttgart 21 am 05.03.2013 entbehrte 
der Grundlage.89 In den dem Aufsichtsrat vorgelegten Unterlagen war klar erkennbar, dass schon 
zum Zeitpunkt der Entscheidung die relative Vorteilhaftigkeit des Weiterbaus in Höhe von 77 Mio. 
Euro nicht mehr zu halten war. Die Untersuchung des Wirtschaftsprüfers Pricewaterhouse-
Coopers hatte dies insbesondere klargestellt mit der klaren Aussage von zu erwartenden "erheb-
lichen" Kostensteigerungen gemessen am "Gesamtwertumfang", sprich in Milliardenhöhe. Die 
Entscheidung kam mutmaßlich nur durch den umfassend belegten politischen Druck aus dem 
Kanzleramt zustande, nachdem selbst aus dem Kreis der Staatssekretäre im Aufsichtsrat ein 
Dossier bekannt wurde, das die Kostensituation des Projekts äußerst kritisch sah. 

Im Frühjahr 2014 wurde eine detaillierte Kleine Anfrage zu den Kosten von Stuttgart 21 an die 
Bundesregierung gerichtet.90 Die Antworten der Bundesregierung wurden nicht ihrer Verantwor-
tung für das Projekt und die Schienenwege des Bundes sowie als Aufsicht des Eisenbahnbun-
desamts und als Eigner der Deutschen Bahn AG gerecht.91 Insbesondere zu der Aufsichtsratsen-
tscheidung vom 05.03.2014 (siehe zuvor), auf die das Kanzleramt massiv eingewirkt hatte, sind 
die Antworten ausweichend. Insbesondere lässt die Bundesregierung keinen Aufklärungswillen 
bezüglich des betriebs- und volkswirtschaftlichen Schadens durch das Projekt Stuttgart 21 
erkennen. Die Bundesregierung formuliert angesichts dieser Fakten keinen Handlungsbedarf, 
auch nicht in Bezug auf ihr Steuerungskonzept oder die Reformkommission Großprojekte. Es 
bleibt dem Parlament unklar, inwieweit die Bundesregierung ihrer Verantwortung für die bundes-
eigene DB AG und für den verantwortungsbewussten Einsatz der öffentlichen Mittel, die in das 
Projekt fließen, gerecht werden will. Gleichmaßen umgeht die Bundesregierung die Ausgestal-






































